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Medienmitteilung    Bern, 29 Januar 2024 
 

Zwei Volksinitiativen zum Schutz der 
Natur und der Gemeinden lanciert 

 

 

 
Der Schutz der Natur und der Volksrechte in der Schweiz sind durch mehr als 300 
Windparkprojekte mit mehr als 1000 Windrädern bedroht. Am 30. Januar 2024 werden 
zwei Volksinitiativen zum Schutz der Natur und der Gemeinden lanciert. 
 
Unterstützt von Gemeindepräsidenten, Grossräten und Kantonsrätinnen, Gemeinderäten, einem Nationalrat 
sowie Professoren, Naturschützern, Biologen, Rechtsanwältinnen und Denkmalpflegern lanciert der Verband 
Freie Landschaft Schweiz zwei Initiativen. 
 
Waldschutz-Initiative 
 
Viele Windräder sollen mitten im Wald oder direkt am Waldrand errichtet werden. Für jede dort installierte 
Windkraftanlage würde jedoch eine Fläche von einem Fussballfeld gerodet. Tausende Hektar Wald und Natur 
wären somit einfach geopfert. 
 
Der Wald ist nicht nur für die Biodiversität, sondern auch für den Menschen lebenswichtig. Es ist ein 
gesamtes Ökosystem betroffen, welches durch den Bau von Windkraftanlagen in Wäldern bedroht wird. 
Windkraftanlagen töten Vögel und Fledermäuse und führen zu einem Verlust an Lebensraum für die Tierwelt. 
Ausserdem verdichten die Baumaschinen den wertvollen Waldboden unwiederbringlich. 
 
Die lancierte Initiative verbietet keine Errichtung von Windkraftanlagen in der Schweiz, sondern verlangt, 
dass diese deutlich ausserhalb von Wäldern und Waldweiden geplant und gebaut werden. Die Natur braucht 
Schutz und darf nicht im Namen des Klimas vernichtet werden. Klimaschutz bedeutet auch, den Wald als 
natürliche Lunge zu schützen. 
 
Gemeindeschutz-Initiative 
 
Viele Regionen im Jurabogen, im Mittelland, in den Voralpen und den Alpen sind von geplanten 
Windkraftanlagen betroffen. Windturbinen haben Auswirkungen auf die Landschaft der betroffenen Regionen 
und den Alltag der Menschen, die in der Umgebung leben. Deshalb muss den Betroffenen die Möglichkeit 
gegeben werden, über diese Projekte abzustimmen. 
 
Derzeit wird versucht, das Recht, sich lokal gegen den Bau von Windkraftanlagen zu wehren, so weit wie 
möglich zu beschränken. Dank der Verfassungsgarantie dieser Initiative müssen auf Bundes- und 
Kantonsebene künftig kommunale Abstimmungen über Windkraftprojekte vorgesehen werden. 
 
Die lancierte Initiative verbietet keine Errichtung von Windkraftanlagen in der Schweiz, sondern verlangt, 
dass diese einer verbindlichen Volksabstimmung unterzogen werden, und zwar in den betroffenen und stark 
beeinträchtigten Gemeinden. 
 
 
 
 

Für weitere Informationen (Deutsch und Französisch): Elias Vogt, Präsident Freie Landschaft Schweiz, 032 530 27 23, elias.v@gmx.ch 

mailto:elias.v@gmx.ch
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Naturschutz und 
Lebensqualität im Zentrum 

 

 
Elias Vogt, Unternehmer, Präsident Freie Landschaft Schweiz, 
Mitglied beider Initiativkomitees 
 
Geschätzte Medienschaffende, sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich begrüsse Sie zu unserer 
Medienkonferenz, an welcher wir Ihnen zwei heute 
lancierte, eidgenössische Volksinitiativen vorstellen 
möchten. Es handelt sich um die Initiative „Gegen 
die Zerstörung unserer Wälder durch 
Windturbinen“, kurz „Waldschutz-Initiative“, und um 
die Initiative „Für den Schutz der direkten 
Demokratie bei Windparks“, kurz 
„Gemeindeschutz-Initiative“. Mein Name ist Elias 
Vogt, ich bin Unternehmer und Präsident von Freie 
Landschaft Schweiz. 
 
Der Waldschutz in der Schweiz gilt seit bald 150 
Jahren. Die Schweizer Gesetzgebung sieht seit 
1876 vor, dass Schweizer Wälder höchsten Schutz 
geniessen. Seit 1991 sind Rodungen verboten. 
Darüber hinaus ist der Natur- und 
Landschaftsschutz seit 1962 in der 
Bundesverfassung verankert. Schliesslich legt die 
Bundesverfassung seit 1990 fest, dass die 
Energieversorgung umweltverträglich sein muss. 
All dies steht heute noch unverändert, schwarz auf 
weiss. 
 
Wälder und Demokratie sollen nicht im Namen 
des Klimawandels geopfert werden 
Seit 2018 steht im neuen Energiegesetz, dass 
Anlagen zur Produktion erneuerbarer Energien 
„nationales Interesse“ erhalten. Dies hat zur Folge, 
dass Standorte am Waldrand, ja sogar 
Waldrodungen für Windparks zulässig sind. Das 
Parlament will nun noch weiter gehen. Der 
beschlossene „Mantelerlass“ macht den Wald-, 
Natur- und Landschaftsschutz nach der 
Stromproduktion explizit zweitrangig. 62 Jahre 
Natur- und Landschaftsschutz wären vergebens. 
Der Lebensraum und Rückzugsort für die Natur 
und Erholungssuchende, der Wald, ist nach 150 
Jahren akut bedroht. 
 
Seit 1969 sind die Kantone durch die 
Bundesverfassung verpflichtet, eine Raumplanung 
umzusetzen. Dabei ist die Selbständigkeit der 
Kantone ist durch die Bundesverfassung gesichert. 
Die Autonomie der Gemeinden ist ein stark in der 
Geschichte der Institutionen verankertes Prinzip. 

Die Bevölkerung entscheidet direkt und 
selbstbestimmt über die Raumplanung. Die 
Gemeindeautonomie ist insbesondere seit 1999 in 
der Bundesverfassung verankert. 
 
Der Mantelerlass sieht jedoch vor, dass der 
Bundesrat Bewilligungsverfahren abkürzen darf. 
Damit kann der Bundesrat in die Hoheit der 
Kantone eingreifen, die Gemeindeautonomie 
beschränken und die Mitsprache der betroffenen 
Bevölkerung bei Windenergieanlagen abschaffen. 
 
Derzeit berät das eidgenössische Parlament 
ausserdem den „Beschleunigungserlass“. Der 
Nationalrat hat im Dezember 2023 beschlossen, 
dass die Bewilligung von Windparks künftig Sache 
der Kantone sei. Der Bund greift trotz 
anderslautender Verfassungsbestimmungen zum 
ersten Mal in der Geschichte in die kantonale 
Hoheit ein. Auch in den Kantonen LU, SG, ZH, SH 
und GR gibt es bereits konkrete Pläne, 
Volksabstimmungen in den Gemeinden ganz 
abzuschaffen. 
 
Die Staatsrechtsprofessoren Prof. Dr. Hettich, Prof. 
Dr. Griffel und Prof. Dr. Largey sparen an den 
derzeitigen politischen Beschlüssen nicht mit Kritik. 
Die Situation hat historische Dimensionen. Mit dem 
Solarexpress, dem Windexpress, dem Mantelerlass 
und künftig dem Beschleunigungserlass 
überschreitet das Parlament seine Kompetenzen 
und verstösst beim Naturschutz und der Demokratie 
gegen die Verfassung. 
 
Zwei Initiativen für Naturschutz und 
Gemeindeschutz 
Aus diesen Gründen lancieren zwei in der 
Gesellschaft breit verankerte Komitees 2 
Volksinitiativen. Die eine Initiative möchte den Wald 
vor grossen Windkraftanlagen schützen. Im Wald 
und im Abstand von 150m zum Waldrand sollen 
keine Windkraftanlagen erstellt werden. Da die 
Kantone für die Waldweiden unterschiedliche 
Definitionen verwenden, präzisiert die Initiative den 
Bestockungsgrad von 30% für eine Waldweide. 
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Windräder in unseren 
Wäldern: ökologischer 
Unsinn! 

 

 
Antoinette de Weck, Grossrätin, Vizepräsidentin von Freie Landschaft 
Schweiz, Mitglied der beiden Initiativkomitees, Fribourg 

 
Die Volksinitiative «Keine Windräder in Wäldern» 
gibt dem Volk die Möglichkeit zu entscheiden, ob es 
die bewusste Schädigung unserer Wälder will oder 
nicht. Wälder sind ein Teil unserer Landschaften. Sie 
sind ein Teil unserer Heimat und eine Insel in einer 
durch den Menschen veränderte Umwelt. Ebenso 
sind sie wichtige Erholungsgebiete für Einwohner 
von Städten. Wenn sie das Mittelland von Genf nach 
Zürich durchqueren, sind die einzigen Orte, die nicht 
von Gebäuden eingenommen werden, Wälder und 
Hügelketten. Gerade die Wälder gehören zu den 
letzten Orten im Mittelland, an denen natürliche Tier- 
und Pflanzengemeinschaften leben und gedeihen 
könne. Ebenso sind sie wichtige Rückzugssorte für 
Flora und Fauna. 
 
Der Bau von Windrädern in einem Wald schadet 
diesem auf verschiedene Art und Weise: 
 
1. Durch die Verkleinerung der Waldfläche: 

Die Anzahl der Arten, die in einem Wald leben, 
nimmt mit jeder Verkleinerung der Waldfläche 
ab: Für den Bau riesiger Windkraftanlagen 
werden tiefe Fundamente, ein ständiger 
Vorbereitungsplatz und eine Zufahrtsstraße für 
Schwertransporte benötigt. Diese Flächen 
werden dauerhaft abgeholzt und stellen eine 
ökologische Wüste dar.  
 

2. Durch die Fragmentierung der Waldfläche: 
Rodungen führen zu einer Fragmentierung des 
Waldgebietes : Die Strasse stellt eine Barriere 
für Kleinsäugetiere dar. Die Fragmentierung der 
Wälder im Laufe der Jahrhunderte hat zu einem 
deutlichen Verlust an Tier- und Pflanzenarten 
geführt. Ein Vergleich mit dem 47 km2 großen 
Bjalowieza-Jagdgebiet, das in einen 
bewirtschafteten Wald in Polen eingebettet ist, 
spricht für sich: Bison, Luchs, Elch, Braunbär, 
Wolf, Schwarzstorch und Auerhuhn sind hier zu 
finden. 
 
 
 
 
 
 

Diese Arten waren auch im 16. Jahrhundert in 
der Schweiz heimisch. Eine weitere 
Fragmentierung durch Windkraftanlagen kann 
die Rote Liste der bedrohten Vogelarten des 
Waldes, die heute 17 Arten umfasst, noch weiter 
vergrössern. 
 

3. Durch Erwärmung aufgrund von Abholzung: 
Wälder nehmen CO2 auf und kühlen die 
Atmosphäre durch die Evapotranspiration. 
Ausserdem erwärmt sich der entwaldete 
Bereich, exponierte Bäume am Rand trocknen 
aus und fallen bei einem Sturm um. 
 

4. Durch den erleichterten Zugang für 
motorisierte Fahrzeuge: Die Öffnung des 
Waldes erleichtert den Zugang für motorisierte 
Fahrzeuge, was sich sehr negativ auf einige 
Arten auswirkt, z.B. Auerhuhn, Steinkauz und 
Pfeifenspötter. 

 
5. Durch die direkte Tötung von Vögeln und 

Fledermäusen: Wenn sich eine 
Windkraftanlage dreht, werden dadurch auch 
Vögel und Fledermäuse getötet. Sie ist eine 
Gefahr für Greifvögel, die jedes Jahr auf ihrer 
Frühjahrs- und Herbstreise durch unser Land 
ziehen und in den Wäldern rasten. Wälder liefern 
einen großen Teil des Luftplanktons, das aus 
kleinen Insekten und Spinnen besteht und eine 
wichtige Nahrungsgrundlage für Schwalben und 
Mauersegler darstellt. Dieses Plankton wird von 
den sich drehenden Rotoren zu Brei verarbeitet 

 
Schliesslich ist die Schweiz kein windreiches Land: 
Man wird unsere Wälder für eine minimale und 
unregelmässige Stromproduktion zerstören. Der 
Gipfel: Es sind massive Subventionen, die diese 
Zerstörung finanzieren werden. Unsere Landschaften 
müssen geschützt werden. Sie sind Teil des Erbes, 
welches wir an zukünftige Generationen weitergeben 
müssen.  
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Die Waldschutz-Initiative 
schützt Artenvielfalt und 
Erholungsraum für Menschen 

 

 
Martin Maletinsky, Präsident Freie Landschaft Zürich, 
Mitglied beider Initiativkomitees 
 
Wälder sind wichtiger Erholungsraum für den 
Menschen und gleichzeitig auch die letzten grös-
seren zusammenhängenden Lebensräume für 
zahlreiche Wildtiere. Wälder sind deshalb es-
sentiell für die bereits stark bedrohte Biodiversität. 
 
Trotzdem sollen nun für die Errichtung von Wind-
turbinen landesweit Wälder zerstört werden. So 
liegt die Mehrzahl der 50 von der Zürcher Baudi-
rektion vorgeschlagenen Windkraftgebiete zumin-
dest teilweise im Wald und vielerorts werden be-
reits Windturbinen in Wäldern geplant (Chroo-
bach/SH, Mollendruz/VD, Lindenberg/AG&LU, 
Stierenberg/LU, ...). 
 
Natürliche Lebensräume schützen 
Der Bau von Windturbinen und der dafür not-
wendigen schwerlastfähigen Zufahrtsstrassen be-
deutet einen massiven Eingriff ins Ökosystem 
Wald und im Betrieb gefährden die Rotoren Vögel 
und Fledermäuse. Im Fall von Havarien wird der 
Wald durch Ölaustritt, Brand und weiträumig ver-
teilte Rotorblatt-Splitter zusätzlich gefährdet. 
 
Auch verschiedene Umweltorganisationen welche 
der Windkraft grundsätzlich offen gegenüber-
stehen, äussern bezüglich Windturbinen im Wald 
Bedenken. 
So ist in den Richtlinien zum Artenschutz-
abkommen Eurobats zu lesen: «Windkraftanlagen 
sollten in der Regel nicht in Wäldern oder im 
Umkreis von 200 m um Wälder errichtet werden, 
da diese Art von Standorten ein Risiko für alle 
Fledermäuse darstellt.». Birdlife listet im “Merkblatt 
Windenergie” Wälder und Waldränder als beson-
ders problematische Standorte und schreibt wört-
lich: «Es ist daher davon abzusehen in Wäldern 
und insbesondere an Waldrändern WEAs zu 
errichten». Die Umweltschutzorganisation Pro 
Natura Luzern schlussendlich schrieb in ihrer Stel-
lungsnahme zum Windpark Stierenberg: 
«Einleitend halten wir fest, dass Pro Natura nicht 
gewillt ist, Windkraftanlagen im geschlossenen 
Wald zu akzeptieren». 

Aufgrund der Bedeutung die der Wald als Lebens-
raum für viele Arten hat, ist im Vergleich zu anderen 
Standorten die Gefährdung von Flugtieren im Wald 
besonders gross. Viele Vögel und Fledermäuse 
werden dabei nicht direkt von den Rotorblättern er-
schlagen, sondern sterben aufgrund der grossen 
Luftdruckunterschiede in Nähe der bewegten Rotor-
blätter durch ein sogenanntes Barotrauma, welches 
Blutgefässe und Organe platzen lässt und zu einem 
qualvollen Tod führen kann. 
 
Verhältnismässigkeit 
Es macht keinen Sinn die Natur zu zerstören, für 
eine vorgeblich umweltfreundliche Stromproduktion 
und es verträgt sich schlecht mit dem Argument 
Windturbinen würden das Klima schützen, wenn 
dafür Wald zerstört wird, welcher eine natürliche 
CO2-Senke ist. 
Der Bau von Windturbinen im Wald steht auch in 
keinem Verhältnis zu den strengen Schutz-
vorgaben, welchen andere Nutzungen des Waldes 
unterliegen. So ist selbst das Deponieren von Erde 
und pflanzlichem Material im Wald i.A. verboten, 
während für Windturbinen mehrere Tausend Ton-
nen schwere Betonsockel in den natürlichen Wald-
boden eingegossen würden und im Kanton Zürich 
hat der Kantonsrat per 1. Januar 2019 aus Gründen 
des Naturschutzes in Teilen des Sihlwaldes ein 
Reitverbot erlassen, während der Bau einer 
Windturbinen Dutzende von Schwertransporten 
durch den Wald erfordert. 
 
Erfolgreichen Waldschutz bewahren 
Aus diesen Gründen will unsere Initiative an den 
bisher sehr erfolgreichen und im internationalen 
Vergleich vorbildlichen Waldschutz anknüpfen, 
welcher in der Schweiz vor bald 150 Jahren mit 
dem ersten Eidgenössischen Waldgesetzes 1876 
seinen Anfang fand, und den Wald als natürlichen 
Lebensraum und als Erholungsraum auch für 
künftige Generationen schützen. 
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Die Schweizer Gemeinden 
haben Anspruch mitzureden 

 

 
Charlotte Blank, Vertreterin des Gemeinderates von Hemishofen SH, 
Mitglied beider Initiativkomitees 

 
Der Regierungsrat des Kantons Schaffhausen will 
auf dem Gemeindegebiet Hemishofen einen 
Windpark erstellen lassen. Dies wäre der erste 
Windpark vollständig im Waldgebiet und bedeutet 
einen Präzedenzfall für die Schweiz. Die 
Gemeinde Hemishofen mit 501 Einwohnern liegt 
am äussersten Zipfel des Kantons, direkt zwischen 
Rhein und Randen, in der Nähe des schönen 
Städtchens Stein am Rhein. 
 
Der Gemeinderat kämpft seit nunmehr 9 Jahren 
gegen dieses Projekt. Der Souverän, also die 
Einwohnerinnen und Einwohner, haben an der 
Gemeindeversammlung den Gemeinderat dazu 
beauftragt und erhebliche Mittel bewilligt. 
Zwischenzeitlich hatte der Regierungsrat uns damit 
gedroht, den Windpark selber zu bewilligen und die 
Gemeinde zu entmachten, sollte die betroffene 
Bevölkerung mit dem Windpark-Projekt nicht 
einverstanden sein. 
 
Nein zu den politischen Drohungen 
aus Bundesbern 
Jetzt steht die Drohung aus Bern im Raum, dass 
mit dem Mantelerlass und dem 
Beschleunigungserlass der Gemeinde Hemishofen 
das Heft definitiv aus der Hand genommen wird. 
Es entspricht nicht unserem 
Demokratieverständnis, dass unser Souverän kein 
Mitspracherecht bei dem einschneidenden Projekt 
hat, aber sämtliche Folgen davon zu tragen hat. 
Die Baubewilligung, der 
Umweltverträglichkeitsbericht, der Ausbau der 
Zufahrtsstrassen und die nötigen Rodungen 
würden allesamt über die Köpfe der 
Stimmbevölkerung entschieden. 
 
Der Standort Chroobach liegt in steilem und 
unwegsamem Gelände, inmitten eines 
Mischwaldes mit altem Baumbestand. Die 
Zufahrtswege sind schmal, haben teilweise enge 
Radien und liegen grösstenteils im Wald. Für die 
Realisierung der geplanten vier Windräder sind 
erhebliche Eingriffe in die Umwelt und den Wald 
notwendig. Allein für die vier Standorte müssen 
definitiv rund 20‘000 m2 Wald gerodet werden. 

Zehntausende Lastwagenfahrten wären über 
unsere Waldstrasse nötig, die für diese 
Schwertransporte ausgebaut werden müsste. 
 
Von den Auswirkungen der Anlagen auf unsere 
Gemeinde und die Nachbargemeinden während 
des Betriebs und des Rückbaus, ja des 
Repowerings, gar nicht zu sprechen. 
 
Die Effizienz der Windturbinen läge bei 20%. 
Umgerechnet an einem von fünf Tagen 
produzierten sie Strom. Unsere Gemeinde hat aus 
Sicht des Bundes kein Windpotential: Schaffhausen 
ist auf der nationalen Karte für geeignete 
Windkraftstandorte ein weisser Fleck. 
 
Die Planungskommission „Nutzungsplanänderung 
Chroobach“ in unserer Gemeinde befasst sich 
eingehend mit diesen Themen und sieht aus den 
erwähnten Gründen die Realisierung von vier 
Windkraftanlagen auf dem Chroobach nicht als 
sinnvoll. Die Bevölkerung und der Gemeinderat 
teilen diese Sicht vollkommen. 
 
Die Gemeinden braucheneine 
Verfassungsgarantie 
Nun lässt der Regierungsrat in Beringen ein riesiges 
Rechenzentrum realisieren, das fast drei Viertel des 
Strombedarfs (350 GWh pro Jahr) des Kantons 
Schaffhausen verbrauchen wird. Allein dazu 
müssten 17 Windparks à total 70 Turbinen in der 
Grösse unseres Windparks Chroobach realisiert 
werden, plus die nötigen Speicherkapazitäten. Der 
geplante Windpark Chroobach wäre also ein 
Tropfen auf den heissen Stein, aber für unsere 
Gemeinde ein massiver Eingriff in unseren 
wertvollen Wald und unsere Lebensumgebung. 
 
Die Gemeindeversammlung und der Gemeinderat 
fragen sich ernsthaft, ob dieser ökologische Unsinn 
der Sache wirklich dienlich ist: Wir zerstören 
unwiederbringlich den Lebensraum Wald für „grüne“ 
Kraftwerke, die keine Versorgungssicherheit 
bringen. 
 
Die heute lancierte Initiative sichert die 
Gemeindeautonomie und die demokratischen 
Rechte gemäss unserer Verfassung. 
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Für das Recht auf 
Selbstbestimmung der betroffenen 
Gemeinden und Einwohner 

 

 
Anael Lovis, Gemeindepräsident von Les Genevez (JU) (FDP), Mitglied 
des Komitees der Initiative zum Schutz der Gemeinden 
 
In meiner Rolle als Gemeindepräsident von Les 
Genevez, einer jurassischen Gemeinde, die von 
den Fragen, die die heute lancierte Volksinitiative 
aufwirft, besonders betroffen ist, trete ich für die 
Initiative zum Schutz der Gemeinden ein. 
 
Es geht mir keinesfalls darum, mich für oder gegen 
Windparks auszusprechen. Das Ziel der Initiative 
ist nicht die Frage, ob die Windkraft in unserem 
Land ausgebaut werden sollte oder nicht, sondern 
die Wahrung der Demokratie. Ich engagiere mich 
in diesem Komitee, weil ich es für wichtig halte, 
dass die von einem Sachverhalt direkt betroffene 
Bevölkerung das Recht hat, ihre Meinung an der 
Urne zu äussern, wie es unser System der direkten 
Demokratie vorsieht. Ich bin hier, um mich für die 
Einwohner und Gemeinden einzusetzen, die von 
solchen Anlagen besonders betroffen sind und die 
das Recht haben sollten, ihre Meinung zu äussern 
und abzustimmen. Warum werden Abstimmungen 
nur in den Standortgemeinden durchgeführt, 
während alle Einwohner der umliegenden 
Ortschaften die Folgen einer Entscheidung tragen 
müssen, ohne ein Mitspracherecht gehabt zu 
haben? Als Gemeindepräsident einer Gemeinde, 
die direkt vom Thema dieser Initiative betroffen ist, 
kann ich aus Erfahrung sagen, dass es nichts 
Schlimmeres gibt, als eine so wichtige 
Entscheidung aufgezwungen zu bekommen; diese 
Themen mit der Brechstange durchzudrücken, 
führt zu Unverständnis, Empörung und Wut bei den 
Bürgern. 
 
Stimmrecht von benachbarten 
Gemeinden   
Mit dieser Initiative können sich auch die 
umliegenden Gemeinden an der Urne zu Wort 
melden, egal in welchem Kanton oder in welcher 
Gemeinde ein Windpark errichtet wird. Das Ziel ist 
nicht, die Projekte zu verhindern, sondern ihnen 
eine grössere demokratische Legitimität zu 
verleihen, indem die gesamte Bevölkerung, die 
direkt vom Standort betroffen ist, in den 
Entscheidungsprozess einbezogen wird. 

Die Bürger können also weiterhin frei über die 
Errichtung von Windkraftanlagen abstimmen. Sie 
können weiterhin ein «Ja» oder «Nein» in die Urne 
werfen, wenn ein neuer Windpark errichtet werden 
soll. Schliesslich geht es im Initiativtext keineswegs 
um eine Verhinderung von Windparks, sondern 
vielmehr um eine Abstimmungspflicht, um Ärger in 
den Standortgemeinden und in den 
Nachbargemeinden zu vermeiden. 
Informationen und Transparenz 
von Projekte 
Die Initiative verlangt, dass die Projektdokumentation 
konkrete Informationen zu jedem Standort, zu den 
Abmessungen der Anlagen, zur Ausstattung und zu 
den wichtigsten Auswirkungen von Windkraftanlagen 
enthält. Dies sind keine übertriebenen 
Anforderungen, wenn man sich in der Perspektive 
der Realisierung von Bauwerken dieser 
Grössenordnung befindet. Im Gegenteil, es könnte 
sich sogar positiv auswirken, da die Bürger durch die 
Informationen und die Transparenz, die von den 
Bauherren erwartet werden, beruhigt werden 
könnten. Einige werden sicherlich argumentieren, 
dass dies ein übermässiger bürokratischer Aufwand 
ist. Ich bin jedoch der Meinung, dass die Demokratie 
nicht auf dem Altar der Verwaltungseffizienz und der 
Technokratie geopfert werden darf. Die Bürger 
müssen die Möglichkeit haben, sich zu Projekten zu 
äussern, deren Umfang zu erheblichen 
Beeinträchtigungen führen kann, und auf der 
Grundlage klarer und transparenter Informationen 
eine Interessenabwägung zwischen dem 
Gemeinwohl und ihrer Lebensqualität vorzunehmen. 
 
Ich bin der Meinung, dass die Bürgerinnen und 
Bürger mündig genug sind, um allein über diese 
Themen zu entscheiden, nachdem sie die 
notwendigen Informationen erhalten haben. Aus 
diesem Grund und um die elementaren Rechte der 
betroffenen Bevölkerung zu wahren, unterstütze ich 
aktiv «die eidgenössische Volksinitiative 'Zum Schutz 
der direkten Demokratie vor Windparks (Initiative zum 
Schutz der Gemeinden)'». 




